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Hauptsatzung 
der Gemeinde Nordkirchen 

vom 11.09.2014 

Neufassung Hauptsatzung 
der Gemeinde Nordkirchen 

vom . . .  
§ 1 Name, Bezeichnung, Gebiet  

 
Die Gemeinde Nordkirchen ist durch das Gesetz zur Neugliede-
rung der Gemeinden und Kreise des Neugliederungsraumes 
Münster/Hamm (Münster/Hamm-Gesetz) vom 9. Juli 1974 (GV 
NW 1974 S. 416 ff.) mit Wirkung vom 1. Januar 1975 aus den 
vorher selbstständigen Gemeinden Capelle, Nordkirchen und 
Südkirchen gebildet worden.  
 
Sie gehört zum Kreis Coesfeld. 

§ 1 Name, Bezeichnung, Gebiet  
 
Die Gemeinde Nordkirchen ist durch das Gesetz zur Neugliede-
rung der Gemeinden und Kreise des Neugliederungsraumes 
Münster/Hamm (Münster/Hamm-Gesetz) vom 9. Juli 1974 (GV 
NW 1974 S. 416 ff.) mit Wirkung vom 1. Januar 1975 aus den 
vorher selbständigen Gemeinden Capelle, Nordkirchen und 
Südkirchen gebildet worden.  
 
Sie gehört zum Kreis Coesfeld. 
 

§ 2 Wappen, Flagge, Siegel 
 
(1) Der Gemeinde ist mit Urkunde des Regierungspräsidenten in 

Münster vom 28.11.1983 das Recht zur Führung eines 
Wappens verliehen worden. 
 
Wappenbeschreibung 
In Gelb drei blaue 2:1 gestellte Kirchtürme, die beiden obe-
ren mit spitzem, der untere mit barockem Helm. 
 

(2) Der Gemeinde ist ferner mit Urkunde des Regierungspräsi-
denten in Münster vom 28.11.1983 das Recht zur Führung 
einer Flagge verliehen worden. 
 
Beschreibung der Flagge 
Die Flagge ist von Gelb zu Blau zu Gelb im Verhältnis 1:3:1 
längsgestreift. Der Wappenschild der Gemeinde befindet 
sich in der Mitte der blauen Bahn.  
 

(3) Die Gemeinde führt ein Dienstsiegel mit dem Gemeinde-
wappen. Das Dienstsiegel gleicht in Form und Größe den 

§ 2 Wappen, Flagge, Siegel 
 
(1) Der Gemeinde ist mit Urkunde des Regierungspräsidenten in 

Münster vom 28.11.1983 das Recht zur Führung eines 
Wappens verliehen worden. 
 
Wappenbeschreibung 
In Gelb drei blaue 2:1 gestellte Kirchtürme, die beiden obe-
ren mit spitzem, der untere mit barockem Helm. 
 

(2) Der Gemeinde ist ferner mit Urkunde des Regierungspräsi-
denten in Münster vom 28.11.1983 das Recht zur Führung 
einer Flagge verliehen worden. 
 
Beschreibung der Flagge 
Die Flagge ist von Gelb zu Blau zu Gelb im Verhältnis 1:3:1 
längsgestreift. Der Wappenschild der Gemeinde befindet 
sich in der Mitte der blauen Bahn.  
 

(3) Die Gemeinde führt ein Dienstsiegel mit dem Gemeindewap-
pen. Das Dienstsiegel gleicht in Form und Größe den dieser 
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dieser Hauptsatzung beigedrückten Siegeln. Hauptsatzung beigedrückten Siegeln. 
 

§ 3 Bezeichnung von Gemeindeteilen in Personenstandsbü-
chern und -urkunden 
 
(1) Für die Bezeichnung in Personenstandsbüchern und             

-urkunden werden für die Gemeinde folgende Gemeindeteil-
bezeichnungen festgelegt:  
 
Südkirchen 
Capelle 
 

Die räumlichen Abgrenzungen der in Abs. 1 bezeichneten Ge-
meindeteile ergeben sich aus der als Anlage beigefügten Karte, 
die Bestandteil dieser Hauptsatzung ist. 
 

 (entfällt) 

§ 4 Gleichstellung von Frau und Mann 
 
(1) Der Bürgermeister bestellt eine hauptamtlich tätige Gleich-

stellungsbeauftragte.  
 
 

(2) Die Gleichstellungsbeauftragte wirkt bei allen Vorhaben und 
Maßnahmen der Gemeinde mit, die die Belange von Frau-
en berühren oder Auswirkungen auf die Gleichberechtigung 
von Frau und Mann und die Anerkennung ihrer gleichbe-
rechtigten Stellung in der Gesellschaft haben. Dies sind 
insbesondere soziale, organisatorische und personelle 
Maßnahmen, einschließlich Stellenausschreibungen, Aus-
wahlverfahren und Vorstellungsgespräche; die Gleichstel-
lungsbeauftragte hat insbesondere die Aufstellung und Än-
derung des Frauenförderplans sowie die Erstellung des Be-
richts über die Umsetzung des Frauenförderplans durchzu-
führen. 

§ 3 Gleichstellung von Frau und Mann 
 

(1) Der Bürgermeister/Die Bürgermeisterin bestellt eine 
hauptamtlich tätige Gleichstellungsbeauftragte.  
 
 

(2) Die Gleichstellungsbeauftragte wirkt bei allen Vorhaben 
und Maßnahmen der Gemeinde mit, die die Belange von 
Frauen berühren oder Auswirkungen auf die Gleichbe-
rechtigung von Frau und Mann und die Anerkennung ih-
rer gleichberechtigten Stellung in der Gesellschaft ha-
ben. Dies sind insbesondere soziale, organisatorische 
und personelle Maßnahmen, einschließlich Stellenaus-
schreibungen, Auswahlverfahren und Vorstellungsge-
spräche; die Gleichstellungsbeauftragte hat insbesonde-
re die Aufstellung und Änderung des Gleichstellungs-
plans1 sowie bei der Erstellung des Berichts über die 
Umsetzung des Gleichstellungsplans mit. 

                                                
1 Mit Inkrafttreten des neuen Landesgleichstellungsgesetzes (LGG) am 15.12.2016 wurden die Frauenförderpläne in Gleichstellungspläne umbenannt. Alternativ zu Gleichstellungsplänen können 
auf Grundlage der sog. Experimentierklausel (§ 6a LGG) alternative Steuerungselemente im Einvernehmen mit der Gleichstellungsbeauftragten gewählt werden.   
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(3) Der Bürgermeister unterrichtet die Gleichstellungsbeauf-

tragte über geplante Maßnahmen gemäß Abs. 2 rechtzeitig 
und umfassend.  
 

(4) Die Gleichstellungsbeauftragte kann, soweit Beratungsge-
genstände ihres Aufgabenbereiches behandelt werden, an 
Sitzungen des Rates und seiner Ausschüsse teilnehmen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
(3) Der Bürgermeister/Die Bürgermeisterin unterrichtet die 

Gleichstellungsbeauftragte über geplante Maßnahmen 
gemäß Abs. 2 rechtzeitig und umfassend. 
 

(4) Die Gleichstellungsbeauftragte kann, soweit Beratungs-
gegenstände ihres Aufgabenbereiches behandelt wer-
den, an Sitzungen des Verwaltungsvorstands, des Rates 
und seiner Ausschüsse teilnehmen.  
 
Ihr ist auf Wunsch das Wort zu erteilen. Sie kann die Öf-
fentlichkeit über Angelegenheiten ihres Aufgabenberei-
ches unterrichten. Hierüber ist der Bürgermeister/die 
Bürgermeisterin vorab zu informieren. 
 
Die Entscheidung, ob ein Beratungsgegenstand eine An-
gelegenheit des Aufgabenbereiches der Gleichstellungs-
beauftragten ist, obliegt dem Bürgermeister/der Bürger-
meisterin bzw. bei Ausschusssitzungen dem/der Aus-
schussvorsitzenden.2 
 

(5) Die Vorlagen und Vorinformationen zu Beratungsgegen-
ständen, die den übrigen Rats- bzw. Ausschussmitglie-
dern zugesandt werden, sind spätestens gleichzeitig 
auch der Gleichstellungsbeauftragten zuzuleiten, sofern 
Angelegenheiten ihres Aufgabenbereichs in Frage ste-
hen. 
 

(6) Die Gleichstellungsbeauftragte kann in Angelegenheiten, 
die ihren Aufgabenbereich berühren, den Beschlussvor-
lagen des Bürgermeisters/der Bürgermeisterin wider-

                                                
2 Diese Vorschrift regelt lediglich die Letztentscheidungskompetenz im Falle von Meinungsverschiedenheiten zwischen der Gleichstellungsbeauftragten und dem Bürgermeis-
ter/Ausschussvorsitzenden/der Bürgermeisterin/der Ausschussvorsitzenden als Vorsitzendem/Vorsitzende des Rates/Ausschusses bzw. als Chef/Chefin der Verwaltung. Die prin-
zipielle eigenständige Beurteilungskompetenz der Gleichstellungsbeauftragten, welche Angelegenheiten bzw. Beratungsgegenstände gleichstellungsrelevant sind, wird durch § 4 
Abs. 5 der Musterhauptsatzung nicht berührt. (Näheres siehe Schnellbrief Nr. 91 vom 1.07.2008). 
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(5) Soweit in Satzungen, Vorlagen oder sonstigen Schriftstü-
cken Personen oder Personenkreise angesprochen wer-
den, gelten diese Anreden für Frauen und Männer gleich-
ermaßen. 

sprechen; in diesem Fall hat der Bürgermeister/die Bür-
germeisterin den Rat zu Beginn der Beratung auf den 
Widerspruch und seine wesentlichen Gründe hinzuwei-
sen. 
 

(7) Soweit in Satzungen, Vorlagen oder sonstigen Schrift-
stücken Personen oder Personenkreise angesprochen 
werden, gelten diese Anreden für Frauen und Männer 
gleichermaßen. 

 

§ 5 Unterrichtung der Einwohner 
 
(1) Der Rat hat die Einwohner über allgemein bedeutsame An-

gelegenheiten der Gemeinde zu unterrichten. Die Unterrich-
tung hat möglichst frühzeitig zu erfolgen. Über die Art und 
Weise der Unterrichtung (z. B. Hinweis in der örtlichen Pres-
se, öffentliche Anschläge, schriftliche Unterrichtung aller 
Haushalte, Durchführung besondere Informationsveranstal-
tungen, Abhaltung von Einwohnerversammlungen) entschei-
det der Rat von Fall zu Fall.  
 

(2) Eine Einwohnerversammlung soll insbesondere stattfinden, 
wenn es sich um Planungen oder Vorhaben der Gemeinde 
handelt, die die strukturelle Entwicklung der Gemeinde un-
mittelbar und nachhaltig beeinflussen oder die mit erhebli-
chen Auswirkungen für eine Vielzahl von Einwohnern ver-
bunden sind. Die Einwohnerversammlung kann auf Teile des 
Gemeindegebietes beschränkt werden. 
 

(3) Hat der Rat die Durchführung einer Einwohnerversammlung 
beschlossen, so setzt der Bürgermeister Zeit und Ort der 
Versammlung fest und lädt alle Einwohner durch öffentliche 
Bekanntmachung ein. Die in der Geschäftsordnung für die 
Einberufung des Rates festgelegten Ladungsfristen gelten 
entsprechend. Der Bürgermeister führt den Vorsitz in der 
Versammlung. Zu Beginn der Versammlung unterrichtet der 

§ 4 Unterrichtung der Einwohner 
 
(1) Der Rat hat die Einwohner über allgemein bedeutsame An-

gelegenheiten der Gemeinde zu unterrichten. Die Unterrich-
tung hat möglichst frühzeitig zu erfolgen. Über die Art und 
Weise der Unterrichtung (z.B. Hinweis in der örtlichen Pres-
se, öffentliche Anschläge, schriftliche Unterrichtung aller 
Haushalte, Durchführung besonderer Informationsveranstal-
tungen, Abhaltung von Einwohnerversammlungen) entschei-
det der Rat von Fall zu Fall.  
 

(2) Eine Einwohnerversammlung soll insbesondere stattfinden, 
wenn es sich um Planungen oder Vorhaben der Gemeinde 
handelt, die die strukturelle Entwicklung der Gemeinde un-
mittelbar und nachhaltig beeinflussen oder die mit erhebli-
chen Auswirkungen für eine Vielzahl von Einwohnern ver-
bunden sind. Die Einwohnerversammlung kann auf Teile des 
Gemeindegebietes beschränkt werden. 
 

(3) Hat der Rat die Durchführung einer Einwohnerversammlung 
beschlossen, so setzt der Bürgermeister/die Bürgermeisterin 
Zeit und Ort der Versammlung fest und lädt alle Einwohner 
durch öffentliche Bekanntmachung ein. Die in der Ge-
schäftsordnung für die Einberufung des Rates festgelegten 
Ladungsfristen gelten entsprechend. Der Bürgermeister/Die 
Bürgermeisterin führt den Vorsitz in der Versammlung. Zu 



 - 5 - 

. . .  

Bürgermeister die Einwohner über Grundlagen, Ziele, Zwe-
cke oder Auswirkungen der Planung bzw. des Vorhabens. 
Anschließend haben die Einwohner Gelegenheit, sich zu den 
Ausführungen zu äußern und sie mit den vom Rat zu be-
stimmenden Ratsmitgliedern aller Fraktionen und dem Bür-
germeister zu erörtern. Eine Beschlussfassung findet nicht 
statt. Der Rat ist über das Ergebnis der Einwohnerversamm-
lung in seiner nächsten Sitzung zu unterrichten.  
 
 
 

(4) Die dem Bürgermeister aufgrund der Geschäftsordnung ob-
liegende Unterrichtungspflicht bleibt unberührt.  
 

Beginn der Versammlung unterrichtet der Bürgermeister/die 
Bürgermeisterin die Einwohner über Grundlagen, Ziele, 
Zwecke und Auswirkungen der Planung bzw. des Vorha-
bens. Anschließend haben die Einwohner Gelegenheit, sich 
zu den Ausführungen zu äußern und sie mit den vom Rat zu 
bestimmenden Ratsmitgliedern aller Fraktionen und dem 
Bürgermeister/der Bürgermeisterin zu erörtern. Eine Be-
schlussfassung findet nicht statt. Der Rat ist über das Er-
gebnis der Einwohnerversammlung in seiner nächsten Sit-
zung zu unterrichten. 
 

(4) Die dem Bürgermeister/der Bürgermeisterin aufgrund der 
Geschäftsordnung obliegende Unterrichtungspflicht bleibt 
unberührt.  
 

§ 6 Anregungen und Beschwerden 
 
(1) Jeder hat das Recht, sich einzeln oder in Gemeinschaft mit 

anderen schriftlich mit Anregungen oder Beschwerden an 
den Rat zu wenden. Anregungen und Beschwerden müssen 
Angelegenheiten betreffen, die in den Aufgabenbereich der 
Gemeinde Nordkirchen fallen. 

 
(2) Anregungen und Beschwerden, die nicht in den Aufgabenbe-

reich der Gemeinde Nordkirchen fallen, sind vom Bürger-
meister an die zuständige Stelle weiterzuleiten. Der Antrag-
steller ist hierüber zu unterrichten.  
 

(3) Eingaben von Bürgern, die weder Anregungen oder Be-
schwerden zum Inhalt haben (z. B. Fragen, Erklärungen, 
Ansichten) sind ohne Beratung vom Bürgermeister zu be-
antworten.  
  
 
 
 

§ 5 Anregungen und Beschwerden 
 
(1) Jeder hat das Recht, sich einzeln oder in Gemeinschaft mit 

anderen schriftlich mit Anregungen oder Beschwerden an 
den Rat zu wenden. Anregungen und Beschwerden müssen 
Angelegenheiten betreffen, die in den Aufgabenbereich der 
Gemeinde Nordkirchen fallen.  
 

(2) Anregungen und Beschwerden, die nicht in den Aufgabenbe-
reich der Gemeinde Nordkirchen fallen, sind vom Bürger-
meister/von der Bürgermeisterin an die zuständige Stelle 
weiterzuleiten. Der Antragsteller ist hierüber zu unterrichten.  
 

(3) Eingaben von Bürgern, die 
1. weder Anregungen noch Beschwerden zum Inhalt 

haben (z.B. Fragen, Erklärungen, Ansichten 
etc.), 

2. inhaltlich mit bereits früher eingereichten Anre-
gungen oder Beschwerden identisch sind, 

3. den Inhalt eines Strafgesetzes erfüllen oder 
4. als rechtsmissbräuchliche Inanspruchnahme von 
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(4) Für die Erledigung von Anregungen und Beschwerden im 
Sinne von Absatz 1 bestimmt der Rat den Haupt- und Fi-
nanzausschuss.  
 

(5) Der Haupt- und Finanzausschuss hat diese inhaltlich zu prü-
fen. Danach überweist er sie an die zur Entscheidung be-
rechtigte Stelle. Bei der Überweisung kann er Empfehlungen 
aussprechen, an die die zur Entscheidung berechtigte Stelle 
nicht gebunden ist.  
 

(6) Das Recht des Rates, die Entscheidung einer Angelegen-
heit, die den Gegenstand einer Anregung oder Beschwerde 
bildet, an sich zu ziehen (§ 41 Abs. 2, 3 GO), bleibt unbe-
rührt. 
 

(7) Dem Antragsteller kann aufgegeben werden, Anregungen 
oder Beschwerden in der für eine ordnungsgemäße Bera-
tung erforderlichen Anzahl einzureichen. Die Beratung kann 
in diesen Fällen bis zur Einreichung der notwendigen Unter-
lagen ausgesetzt werden.  
 
 
 
 

(8) Von einer Prüfung von Anregungen und Beschwerden soll 
abgesehen werden, wenn 
 
a) der Inhalt einen Straftatbestand erfüllt, 
b) gegenüber bereits geprüften Anregungen oder Be-
schwerden kein neues Sachvorbringen vorliegt. 
 

öffentlichen Stellen anzusehen sind, 
sind ohne Beratung vom Bürgermeister zurückzugeben. 
  

(4) Für die Erledigung von Anregungen und Beschwerden im 
Sinne von Absatz 1 bestimmt der Rat den Haupt- und Fi-
nanzausschuss.  
 

(5) Der Haupt- und Finanzausschuss hat diese inhaltlich zu prü-
fen. Danach überweist er sie an die zur Entscheidung be-
rechtigte Stelle. Bei der Überweisung kann er Empfehlungen 
aussprechen, an die die zur Entscheidung berechtigte Stelle 
nicht gebunden ist.  
 

(6) Das Recht des Rates, die Entscheidung einer Angelegen-
heit, die den Gegenstand einer Anregung oder Beschwerde 
bildet, an sich zu ziehen (§ 41 Abs. 2, 3 GO), bleibt unbe-
rührt. 
 

(7) Dem Antragsteller/Der Antragstellerin kann im Einzelfall auf-
gegeben werden, Anregungen oder Beschwerden in der für 
eine ordnungsgemäße Beratung erforderlichen Anzahl ein-
zureichen, sofern eine Vervielfältigung seitens der Gemeinde 
nicht oder nur mit unverhältnismäßig hohem Aufwand oder 
unverhältnismäßig hohen Kosten möglich wäre. Die Bera-
tung kann in diesen Fällen bis zur Einreichung der notwendi-
gen Unterlagen ausgesetzt werden.3 
 
 
 
 
 
 
 
 

                                                
3 Die Regelung soll verhindern, dass die Antragsteller eine große Menge an Dokumenten, hochauflösenden Bildaufnahmen, farbintensiven Grafiken o. Ä. einreichen, deren Vervielfältigung durch 
die Gemeinde zu erheblichen zeitlichen, finanziellen oder auch ökologischen Nachteilen führen würde. Absatz 7 darf nur als Ausnahmeregelung verstanden werden. 
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Der Antragsteller ist über die Stellungnahme des nach Abs. 
4 zuständigen Ausschusses durch den Bürgermeister zu un-
terrichten. 

(8) Der Antragsteller/Die Antragstellerin ist über die Stellung-
nahme des nach Abs. 4 zuständigen Ausschusses durch 
den Bürgermeister/die Bürgermeisterin zu unterrichten. 
 

§ 7 Bezeichnung des Rates und der Ratsmitglieder 
 
(1) Der Rat führt die Bezeichnung „Rat der Gemeinde Nordkir-

chen“. 
 

(2) Das Mitglied des Rates führt die Bezeichnung „Ratsmitglied“. 
 

§ 6 Bezeichnung des Rates und der Ratsmitglieder 
 
(1) Der Rat führt die Bezeichnung „Rat der Gemeinde Nordkir-

chen“. 
 

(2)  Das Mitglied des Rates führt die Bezeichnung „Ratsmitglied“.   
 

 

§ 8 Dringlichkeitsentscheidungen 
 
Dringlichkeitsentscheidungen des Hauptausschusses oder des 
Bürgermeisters mit einem Ratsmitglied (§ 60 Abs. 1 und 2 GO) 
bedürfen der Schriftform. 
 

§ 7 Dringlichkeitsentscheidungen 
 
Dringlichkeitsentscheidungen des Haupt- und Finanzausschus-
ses oder des Bürgermeisters/der Bürgermeisterin mit einem 
Ratsmitglied (§ 60 Abs. 1 und 2 GO) bedürfen der Schriftform. 
 

§ 9 Ausschüsse 

(1) Der Rat beschließt, welche Ausschüsse außer den in der 
Gemeindeordnung oder in anderen gesetzlichen Vorschriften 
vorgeschriebenen Ausschüssen gebildet werden. 
 

(2) Der Rat kann für die Arbeit der Ausschüsse allgemeine 
Richtlinien aufstellen. 
 
 

(3) Die Ausschüsse werden ermächtigt, in Angelegenheiten ih-
res Aufgabenbereiches die Entscheidungen dem Bürger-
meister zu übertragen. Der Rat kann sich durch Ratsbe-
schluss für einen bestimmten Kreis von Geschäften oder für 
einen Einzelfall die Entscheidung vorbehalten. 

§ 8 Ausschüsse 

(1) Der Rat beschließt, welche Ausschüsse außer den in der 
Gemeindeordnung oder in anderen gesetzlichen Vorschrif-
ten vorgeschriebenen Ausschüssen gebildet werden.  
 

(2) Die Ausschüsse werden ermächtigt, in Angelegenheiten 
ihres Aufgabenbereiches die Entscheidungen dem Bürger-
meister/der Bürgermeisterin zu übertragen. 
 

(3) Der Rat kann sich durch Ratsbeschluss für einen bestimm-
ten Kreis von Geschäften oder für einen Einzelfall die Ent-
scheidung vorbehalten. 
 
 

(4) Der Rat kann für die Arbeit der Ausschüsse allgemeine 
Richtlinien aufstellen. 
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§ 10 Aufwandsentschädigungen, Verdienstausfallersatz 
 

(1) Die Mitglieder des Rates erhalten eine Aufwandsentschädi-
gung in Form eines monatlichen Pauschalbetrages und ein 
Sitzungsgeld nach Maßgabe der Entschädigungsverordnung 
(EntschVO) für die Teilnahme an Rats-, Ausschuss- und 
Fraktionssitzungen. Die Anzahl der Fraktionssitzungen, für 
die das Sitzungsgeld gezahlt wird, wird pro Ratsmitglied auf 
25 Sitzungen im Jahr beschränkt.  

 
(2) Sachkundige Bürger und sachkundige Einwohner erhalten 

für die Teilnahme an Ausschuss- und Fraktionssitzungen ein 
Sitzungsgeld nach Maßgabe der EntschVO. Dies gilt unab-
hängig vom Eintritt des Vertretungsfalles auch für die Teil-
nahme an Fraktionssitzungen als stellvertretendes Aus-
schussmitglied. Die Anzahl von Fraktionssitzungen, für die 
das Sitzungsgeld gezahlt wird, wird pro sachkundigen Bür-
ger und sachkundigen Einwohner auf 25 Sitzungen im Jahr 
beschränkt.  

 
(3) Rats- und Ausschussmitglieder haben Anspruch auf Ersatz 

des Verdienstausfalles. Der Verdienstausfall wird für jede 
Stunde der versäumten regelmäßigen Arbeitszeit berechnet, 
wobei die letzte angefangene Stunde voll zu rechnen ist. Der 
Anspruch wird wie folgt abgegolten: 

 
a) Alle Rats- und Ausschussmitglieder erhalten einen Re-

gelstundensatz, es sei denn, dass sie ersichtlich keine 
finanziellen Nachteile erlitten haben. Der Regelstun-
densatz wird auf 14,00 € festgesetzt. 
 

b) Unselbstständigen wird im Einzelfall der den Regel-
stundensatz übersteigende Verdienstausfall gegen ent-
sprechenden Nachweis, z. B. durch Vorlage einer Be-
scheinigung des Arbeitgebers, ersetzt.  
 

§ 9 Aufwandsentschädigungen, Verdienstausfallersatz 
 
(1) Die Mitglieder des Rates erhalten eine Aufwandsentschädi-

gung in Form eines monatlichen Pauschalbetrages und ein 
Sitzungsgeld nach Maßgabe der Entschädigungsverordnung 
(EntschVO) für die Teilnahme an Rats-, Ausschuss- und 
Fraktionssitzungen. Die Anzahl der Fraktionssitzungen, für 
die das Sitzungsgeld gezahlt wird, wird auf 25 Sitzungen im 
Jahr beschränkt. 
 

(2) Sachkundige Bürger und sachkundige Einwohner erhalten 
für die im Rahmen der Mandatsausübung erforderliche Teil-
nahme an Ausschuss- und Fraktionssitzungen ein Sitzungs-
geld nach Maßgabe der EntschVO. Dies gilt unabhängig 
vom Eintritt des Vertretungsfalles auch für die Teilnahme an 
Fraktionssitzungen als stellvertretendes Ausschussmitglied. 
Die Anzahl von Fraktionssitzungen, für die das Sitzungsgeld 
gezahlt wird, wird auf 25 Sitzungen im Jahr beschränkt. 
 
 

(3) Rats- und Ausschussmitglieder haben Anspruch auf Ersatz 
des Verdienstausfalls. Der Verdienstausfall wird für jede 
Stunde der versäumten Arbeitszeit berechnet, wobei die 
letzte angefangene Stunde voll zu rechnen ist. Der An-
spruch wird wie folgt abgegolten: 

 
a) Alle Rats- und Ausschussmitglieder erhalten einen 

Regelstundensatz, es sei denn, dass sie ersichtlich 
keine finanziellen Nachteile erlitten haben. Der Re-
gelstundensatz wird auf 14,00 € festgesetzt. 
 

b) Unselbstständigen wird im Einzelfall der den Regel-
stundensatz übersteigende Verdienstausfall gegen 
entsprechenden Nachweis, z. B. durch Vorlage einer 
Bescheinigung des Arbeitgebers, ersetzt.  
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c) Selbstständige können eine besondere Verdienstaus-
fallpauschale je Stunde erhalten, sofern sie einen den 
Regelsatz übersteigenden Verdienstausfall glaubhaft 
machen. Die Glaubhaftmachung erfolgt durch eine 
schriftliche Erklärung über die Höhe des Einkommens, 
in der die Richtigkeit der gemachten Angaben versi-
chert wird.  
 

d) Personen, die einen Haushalt mit mindestens zwei Per-
sonen, von denen mindestens eine ein Kind unter 14 
Jahren oder eine anerkannt pflegebedürftige Person 
nach SGB XI ist, oder einen Haushalt mit mindestens 
drei Personen führen und nicht oder weniger als 20 
Stunden je Woche erwerbstätig sind, erhalten für die 
Zeit der mandatsbedingten Abwesenheit vom Haushalt 
mindestens den Regelstundensatz. Auf Antrag werden 
statt des Regelstundensatzes die notwendigen Kosten 
für eine Vertretung im Haushalt ersetzt. 
 

e) Entgeltliche Kinderbetreuungskosten, die außerhalb der 
regelmäßigen Arbeitszeit aufgrund der mandatsbeding-
ten Abwesenheit vom Haushalt notwendig werden, 
werden auf Antrag in Höhe der nachgewiesenen Kos-
ten erstattet. Kinderbetreuungskosten werden nicht er-
stattet bei Kindern, die das 14. Lebensjahr vollendet 
haben, es sei denn, besondere Umstände des Einzel-
falles werden glaubhaft nachgewiesen. 
 
 

f) In keinem Fall darf der Verdienstausfallersatz den Be-
trag von 23,00 € je Stunde und 400,00 € im Monat 
überschreiten.  
 

g) Stellvertretende Bürgermeister nach § 67 Abs. 1 GO 
und Fraktionsvorsitzende - bei Fraktionen mit mehr als 
zehn Mitgliedern auch ein stellvertretender Vorsitzender 

c) Selbstständige können eine besondere Verdienst-
ausfallpauschale je Stunde erhalten, sofern sie einen 
den Regelsatz übersteigenden Verdienstausfall 
glaubhaft machen. Die Glaubhaftmachung erfolgt 
durch eine schriftliche Erklärung über die Höhe des 
Einkommens, in der die Richtigkeit der gemachten 
Angaben versichert wird.  
 

d) Personen die einen Haushalt mit mindestens 2 Per-
sonen, von denen mindestens eine ein Kind unter 14 
Jahren oder eine anerkannt pflegebedürftige Person 
nach SGB XI ist, oder einen Haushalt mit mindestens 
3 Personen führen und nicht oder weniger als 20 
Stunden je Woche erwerbstätig sind, erhalten für die 
Zeit der mandatsbedingten Abwesenheit vom Haus-
halt mindestens den Regelstundensatz. Auf Antrag 
werden statt des Regelstundensatzes die notwendi-
gen Kosten für eine Vertretung im Haushalt ersetzt. 
 

e) Entgeltliche Kinderbetreuungskosten, die außerhalb 
der regelmäßigen Arbeitszeit aufgrund der mandats-
bedingten Abwesenheit vom Haushalt notwendig 
werden, werden auf Antrag in Höhe der nachgewie-
senen Kosten erstattet. Kinderbetreuungskosten 
werden nicht erstattet bei Kindern, die das 14. Le-
bensjahr vollendet haben, es sei denn, besondere 
Umstände des Einzelfalles werden glaubhaft nach-
gewiesen. 
 

f) In keinem Fall darf der Verdienstausfallersatz den 
Betrag von 23,00 € je Stunde und 400,00 € im Monat      
überschreiten. 
 

(4) Stellvertretende Bürgermeister/Bürgermeisterinnen nach § 
67 Abs. 1 GO und Fraktionsvorsitzende - bei Fraktionen mit 
mehr als zehn Mitgliedern auch ein stellvertretender Vorsit-
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- erhalten neben den Entschädigungen, die den Rats-
mitgliedern nach § 45 GO zustehen, eine Aufwandsent-
schädigung nach Maßgabe der EntschVO. 
 

(4) Jede Fraktion erhält einen pauschalen Ersatz der Auslagen 
und Aufwendungen für die Geschäftsführung und die kom-
munalpolitische Weiterbildung in Höhe von monatlich 
34,00 € und für jedes Fraktionsmitglied monatlich 9,00 €. 

zender - erhalten neben den Entschädigungen, die den 
Ratsmitgliedern nach § 45 GO zustehen, eine Aufwandsent-
schädigung nach Maßgabe der EntschVO. 
 

(5) Jede Fraktion erhält einen pauschalen Ersatz der Auslagen 
und Aufwendungen für die Geschäftsführung und die kom-
munalpolitische Weiterbildung in Höhe von monatlich 
34,00 € und für jedes Fraktionsmitglied monatlich 9,00 €. 

 

§ 11 Genehmigung von Rechtsgeschäften 

(1) Verträge der Gemeinde mit Mitgliedern des Rates oder der 
Ausschüsse sowie mit dem Bürgermeister oder den leiten-
den Dienstkräften der Gemeinde bedürfen der Genehmigung 
des Rates.  
 

(2) Keiner Genehmigung bedürfen: 
 

a) Verträge, die auf der Grundlage feststehender Tarife  
abgeschlossen werden, 

b) Verträge, denen der zuständige Ausschuss auf der 
Grundlage einer von der Gemeinde vorgenommenen 
Ausschreibung zugestimmt hat, 

c) Verträge, deren Abschluss ein Geschäft der laufenden 
Verwaltung (§ 41 Abs. 3 GO) darstellt. 

 
(3) Leitende Dienstkräfte im Sinne dieser Vorschrift sind der 

Bürgermeister und sein allgemeiner Vertreter. 

§ 10 Genehmigung von Rechtsgeschäften 

(1) Verträge der Gemeinde mit Mitgliedern des Rates oder der 
Ausschüsse sowie mit dem Bürgermeister oder den leiten-
den Dienstkräften der Gemeinde bedürfen der Genehmigung 
des Rates.  
 

(2) Keiner Genehmigung bedürfen: 
 

a) Verträge, die auf der Grundlage feststehender Tarife 
abgeschlossen werden, 

b) Verträge, denen der zuständige Ausschuss auf der 
Grundlage einer von der Gemeinde vorgenommenen 
Ausschreibung zugestimmt hat, 

c) Verträge, deren Abschluss ein Geschäft der laufen-
den Verwaltung (§ 41 Abs. 3 GO) darstellt. 

 
Leitende Dienstkräfte im Sinne dieser Vorschrift sind der 
Bürgermeister und sein allgemeiner Vertreter. 
 

§ 12 Bürgermeister 

(1) Geschäfte der laufenden Verwaltung gelten im Namen des 
Rates als auf den Bürgermeister übertragen, soweit nicht 
der Rat sich oder einem Ausschuss für einen bestimmten 
Kreis von Geschäften oder für einen Einzelfall die Entschei-
dung vorbehält.  

§ 11 Bürgermeister/Bürgermeisterin 

(1) Geschäfte der laufenden Verwaltung gelten im Namen des 
Rates als auf den Bürgermeister/die Bürgermeisterin über-
tragen, soweit nicht der Rat sich oder einem Ausschuss für 
einen bestimmten Kreis von Geschäften oder für einen Ein-
zelfall die Entscheidung vorbehält.  
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(2) Im Übrigen hat der Bürgermeister nach pflichtgemäßem  

Ermessen darüber zu entscheiden, welche Angelegenhei- 
ten als Geschäfte der laufenden Verwaltung anzusehen 
sind. 
 

(3) Der Rat wählt aus seiner Mitte ohne Aussprache zwei eh-
renamtliche Stellvertreter des Bürgermeisters. 
 

 
(2) Im Übrigen hat der Bürgermeister/die Bürgermeisterin nach 

pflichtgemäßem Ermessen darüber zu entscheiden, welche 
Angelegenheiten als Geschäfte der laufenden Verwaltung 
anzusehen sind. 
 

(3) Der Rat wählt aus seiner Mitte ohne Aussprache zwei eh-
renamtliche Stellvertreter des Bürgermeisters/der Bürger-
meisterin. 
 

§ 13 Allgemeiner Vertreter 
 
Es wird ein Bediensteter der Gemeinde Nordkirchen durch Be-
schluss des Rates zum allgemeinen Vertreter des Bürgermeis-
ters bestellt.  

 

§ 12 Allgemeiner Vertreter 
 
Es wird ein Bediensteter/eine Bedienstete der Gemeinde Nord-
kirchen durch Beschluss des Rates zum allgemeinen Vertre-
ter/zur allgemeinen Vertreterin des Bürgermeisters/der Bürger-
meisterin bestellt.  
Es können weitere Verhinderungsvertreter bestellt werden. 

 

§ 14 Öffentliche Bekanntmachungen 
 
(1) Öffentliche Bekanntmachungen der Gemeinde, die durch 

Rechtsvorschrift vorgeschrieben sind, werden vollzogen im 
„Amtsblatt der Gemeinde Nordkirchen“. 
 
 
 

(2) Zeit, Ort und Tagesordnung der Ratssitzungen werden durch 
Aushang an folgenden Bekanntmachungstafeln öffentlich 
bekannt gemacht: 
 
Ortsteil Nordkirchen: Bohlenstraße 2 (Rathaus) 
 
Ortsteil Südkirchen: vor der Sporthalle der Grundschule 
 (Hauptstraße 9)  
 
Ortsteil Capelle: vor dem Nebengebäude (Kegelbahn) 

§ 13 Öffentliche Bekanntmachungen 
 
(1) Öffentliche Bekanntmachungen der Gemeinde, die durch 

Rechtsvorschrift vorgeschrieben sind, werden vollzogen im 
„Amtsblatt der Gemeinde Nordkirchen“. Das Amtsblatt wird 
in digitaler Form auf der Internetseite der Gemeinde unter 
www.nordkirchen.de/amtsblatt veröffentlicht. 
 

(2) Zeit, Ort und Tagesordnung der Ratssitzungen werden durch 
Aushang an folgenden Bekanntmachungstafeln öffentlich 
bekannt gemacht: 
 
Ortsteil Nordkirchen: Bohlenstraße 2 (Rathaus) 
 
Ortsteil Südkirchen: vor der Sporthalle der Grundschule 
 (Hauptstraße 9) 
 
Ortsteil Capelle: vor dem Nebengebäude (Kegelbahn) 

http://www.nordkirchen.de/amtsblatt
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 des Hauses Dorfstraße 26 
 
Bei der Bestimmung der Dauer des Aushangs sind die in der 
Geschäftsordnung festgelegten Ladungsfristen zu beachten. 
Auf den einzelnen Bekanntmachungen sind der Zeitpunkt 
des Aushangs und der Zeitpunkt der Abnahme zu beschei-
nigen. Die Abnahme darf frühestens am Tage nach der Sit-
zung erfolgen. 
 

Ist eine öffentliche Bekanntmachung in der durch Abs. 1 festge-
legten Form in Folge höherer Gewalt oder sonstiger unabwend-
barer Ereignisse nicht möglich, so erfolgt die Bekanntmachung 
ersatzweise durch Aushang an den in Abs. 2 genannten An-
schlagtafeln. 
 
Ist der Hinderungsgrund entfallen, wird die öffentliche Bekannt-
machung nach Abs.1 unverzüglich nachgeholt. 

 des Hauses Dorfstraße 26 
 
Bei der Bestimmung der Dauer des Aushangs sind die in der 
Geschäftsordnung festgelegten Ladungsfristen zu beachten. 
Auf den einzelnen Bekanntmachungen sind der Zeitpunkt 
des Aushangs und der Zeitpunkt der Abnahme zu beschei-
nigen. Die Abnahme darf frühestens am Tage nach der Sit-
zung erfolgen. 
 

(3) Ist eine öffentliche Bekanntmachung in der durch Abs. 1 
festgelegten Form in Folge höherer Gewalt oder sonstiger 
unabwendbarer Ereignisse nicht möglich, so erfolgt die Be-
kanntmachung ersatzweise durch Aushang an den in Abs. 2 
genannten Bekanntmachungstafeln. 
 
Ist der Hinderungsgrund entfallen, wird die öffentliche Be-
kanntmachung nach Abs.1 unverzüglich nachgeholt. 

 

§ 15 Zuständigkeit für dienstrechtliche Entscheidungen  
 
 
(1) Gemäß § 73 Abs. 3 Satz 2 der Gemeindeordnung trifft der 

Haupt- und Finanzausschuss im Einvernehmen mit dem 
Bürgermeister Entscheidungen über Bedienstete in Füh-
rungsfunktionen, die das beamtenrechtliche Grundverhältnis 
oder das Arbeitsverhältnis eines Bediensteten zur Gemeinde 
Nordkirchen verändern, soweit gesetzlich nichts anderes be-
stimmt ist. Als solche Entscheidungen gelten bei Bedienste-
ten 
 

• im Beamtenverhältnis die Einstellung, Übernahme, Be-
förderung, Versetzung in den Ruhestand und Entlas-
sung, 

• im Arbeitsverhältnis die unbefristete Einstellung,  
Eingruppierung, Höhergruppierung und Kündigung. 
 

§ 14 Zuständigkeit für dienst- und arbeitsrechtlichen Entschei-
dungen  
 
(1) Gemäß § 73 Abs. 3 Satz 2 der Gemeindeordnung trifft der 

Haupt- und Finanzausschuss im Einvernehmen mit dem 
Bürgermeister/der Bürgermeisterin Entscheidungen über 
Bedienstete in Führungsfunktionen, die das beamtenrechtli-
che Grundverhältnis oder das Arbeitsverhältnis eines/einer 
Bediensteten zur Gemeinde Nordkirchen verändern, soweit 
gesetzlich nichts anderes bestimmt ist. Als solche Entschei-
dungen gelten bei Bediensteten 
 

• im Beamtenverhältnis die Einstellung, Übernahme, Be-
förderung, Versetzung in den Ruhestand und Entlas-
sung, 

• im Arbeitsverhältnis die unbefristete Einstellung,  
Eingruppierung, Höhergruppierung und Kündigung. 
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(2) Bedienstete in Führungsfunktionen sind die Fachbereichslei-
ter.  
 

(2) Bedienstete in Führungsfunktionen sind die Fachbereichslei-
ter.  

 
Zu beachten ist, dass der Bürgermeister/die Bürgermeisterin gemäß § 73 Abs. 
3 Satz 4 GO NRW bei der Aufnahme einer entsprechenden Regelung in der 
Hauptsatzung nicht mitstimmen darf, obwohl er/sie ansonsten ein Stimmrecht 
hat bei Beschlussfassungen über die Hauptsatzung. Es hat daher u.U. eine 
zweigeteilte Abstimmung über Änderungen in der Hauptsatzung zu erfolgen. 

 

§ 15 In-Kraft-Treten 
Die Hauptsatzung tritt mit dem Tage nach der Bekanntmachung 
in Kraft. Gleichzeitig tritt die Hauptsatzung vom 05.02.2010 au-
ßer Kraft. 
 

§ 15 In-Kraft-Treten 
Die Hauptsatzung tritt mit dem Tage nach der Bekanntmachung 
in Kraft. Gleichzeitig tritt die Hauptsatzung vom 11.09.2014 au-
ßer Kraft. 

 


